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gung dienen. Für Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Um­
fangs sowie für Ausschachtungen, Ablagerungen einschließlich La­
gerstätten, auf die Satz 1 keine Anwendung findet, gelten die §§ 16 bis 
22 Abs. 1 entsprechend. Die Vorschriften des Bauordnungsrechts und 
andere öffentlich-rechtliche Vorschriften bleiben unberührt

§16
Zulässigkeit von Vorhaben im Geltungsbereich 

eines Bebauungsplans
(1) Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, der allein oder 

gemeinsam mit sonstigen baurechtlichen Vorschriften mindestens 
Festsetzungen über die Art und das Maß der baulichen Nutzung, die 
überbaubaren Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen 
enthält, ist ein Vorhaben zulässig, wenn es diesen Festsetzungen nicht 
widerspricht und die Erschließung gesichert ist

(2) Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, der die Vorausset­
zungen des Absatzes 1 nicht erfüllt (einfacher Bebauungsplan), richtet 
sich die Zulässigkeit von Vorhaben im übrigen nach § 19 oder § 20.

§17
Ausnahmen und Befreiungen

(1) Von den Festsetzungen des Bebauungsplans können solche 
Ausnahmen zugelassen werden, die in dem Bebauungsplan nach Art 
und Umfang ausdrücklich vorgesehen sind.

(2) Von den Festsetzungen des Bebauungsplans kann im Einzelfall 
befreit werden, wenn

1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern 
oder

2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist und die Grundzüge 
der Planung nicht berührt werden oder

3. die Durchführung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht 
beabsichtigten Härte führen würde

und wenn die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher 
Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist.

§ 18
Zulässigkeit von Vorhaben während der 

Planaufstellung

(1) In Gebieten, für die ein Beschluß über die Aufstellung eines 
Bebauungsplans gefaßt ist, ist ein Vorhaben zulässig, wenn

1. die öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 und 3) durchgeführt und die 
Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1) beteiligt worden sind.

2. anzunehmen ist, daß das Vorhaben den künftigen Festsetzungen 
des Bebauungsplans nicht entgegensteht,

3. der Antragsteller diese Festsetzungen für sich und seine Rechts­
nachfolger schriftlich anerkennt und

4. die Erschließung gesichert ist.

(2) Vor Durchführung der öffentlichen Auslegung und Beteiligung 
der Träger öffentlicher Belange kann ein Vorhaben zugelassen 
werden, wenn die in Absatz 1 Nr. 2 bis 4 bezeichneten Voraussetzun­
gen erfüllt sind. Den betroffenen Bürgern und berührten Trägern 
öffentlicher Belange ist vor Erteilung der Genehmigung Gelegenheit 
zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist zu geben, soweit sie 
dazu nicht bereits zuvor Gelegenheit hatten. T

§ 19
Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im 

Zusammenhang bebauten Ortsteile

(1) Ein im Zusammenhang bebauter Ortsteil ist jeder Bebauungs­
komplex im Gebiet einer Gemeinde, der nach der Zahl der vorhande­
nen Bauten ein städtebauliches Gewicht besitzt und Ausdruck einer 
organischen Siedlungsstruktur ist Grundstücke liegen innerhalb eines 
im Zusammenhang bebauten Ortsteils, wenn sie aufgrund einer 
tatsächlich aufeinanderfolgenden, zusammenhängenden Bebauung in 
einem Bebauungszusammenhang mit dem Ortsteil stehen. Weiterge­

hende Festlegungen von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen oder 
von Einbeziehungen von Außenbereichsgrundstücken in im Zusam­
menhang bebaute Ortsteile nach Absatz 5 Satz 1 Nr. 2 und 3 bleiben 
unberührt

(2) Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen 
Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut 
werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die 
Erschließung gesichert ist Die Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben; das Ortsbild darf nicht 
beeinträchtigt werden.

(3) Entspricht die Eigenart der näheren Umgebung einem der 
Baugebiete, die in der Anlage 1 zu dieser Verordnung bezeichnet sind, 
beurteilt sich die Zulässigkeit des Vorhabens nach seiner Art allein 
danach, ob es nach der Anlage 1 in dem Baugebiet allgemein zulässig 
wäre; auf die nach der Anlage 1 in den Baugebieten ausnahmsweise 
zulässigen Vorhaben ist §17 Abs. 1, im übrigen ist §17 Abs. 2 
entsprechend anzuwenden.

(4) Nach den Absätzen 2 und 3 unzulässige Erweiterungen, 
Änderungen, Nutzungsänderungen und Erneuerungen von zulässiger­
weise errichteten baulichen und sonstigen Anlagen können im 
Einzelfall zugelassen werden, wenn

1. die Zulassung aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit 
erforderlich ist oder

2. das Vorhaben einem Betrieb oder Wohnzwecken dient und
städtebaulich vertretbar ist «

und wenn die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher 
Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar und die Erschlie­
ßung gesichert ist. Satz 1 findet keine Anwendung auf Einzelhandels­
betriebe, die die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung 
beeinträchtigen können.

(5) Die Gemeinde kann durch Satzung
1. die Grenzen für im Zusammenhang bebaute Ortsteile festlegen,
2. bebaute Bereiche im Außenbereich als im Zusammenhang 

bebaute Ortsteile festlegen, wenn die Flächen im Flächennut­
zungsplan als Baufläche dargestellt sind,

3. einzelne Außenbereichsgrundstücke zur Abrundung der Gebiete 
nach den Nummern 1 und 2 einbeziehen.

Die Satzung nach Satz 1 Nr. 2 und 3 muß mit einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung vereinbar sein, ln ihr können einzelne 
Festsetzungen nach § 9 Abs. 1, 2 und 4 getroffen werden. § 9 Abs. 6 ist 
entsprechend anzuwenden.

(6) Vor dem Erlaß der Satzung nach Absatz 5 Satz 1 Nr. 2 und 3 ist
den betroffenen Bürgern und berührten Trägern öffentlicher Belange 
Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist zu 
geben. Auf die Satzung ist § 11 Abs. 2 und 3 entsprechend anzuwen­
den. I

§20

Bauen im Außenbereich

(1) Außenbereich ist der Bereich außerhalb des räumlichen Gel­
tungsbereichs eines Bebauungsplans im Sinne des § 16 Abs. 1 und 
außerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile im Sinne des 
§ 19 Abs. 1.

(2) Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn öffentli­
che Belange nicht entgegenstehen, die ausreichende Erschließung 
gesichert ist und wenn es

1. einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient und nur 
einen untergeordneten Teil der Betriebsfläche einnimmt,

2. der Unterbringung von Beschäftigten des landwirtschaftlichen 
Betriebs dient,

3. dem Fernmeldewesen, der öffentlichen Versorgung mit Elektri­
zität, Gas, Wärme und Wasser, der Abwasserwirtschaft oder 
einem ortsgebundenen gewerblichen Betrieb dient,

4. wegen seiner besonderen Anforderungen an die Umgebung, 
wegen seiner nachteiligen Wirkung auf die Umgebung oder 
wegen seiner besonderen Zweckbestimmung nur im Außen­
bereich ausgeführt werden soll oder


